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Der barmherzige Samariter -
Überlegungen zur ehrenamtlichen Sozialarbeit
Wilhelm Drühe

Ein unbekannter Palästinenser ist'in die Geschichte
der sozialen Hilfe eingegangen, weil ein weltbekannter
Zeitgenosse ihn in einem Streitgespräch erwähnt hat:
Der Samariter, dereinem überfallenen und verwundeten
Mitbürger zwischen Jerusalem und Jericho Erste Hilfe
leistet. Dieser Weg, etwa 27 km weit und in fünf bis
sechs Stunden zu bewältigen, führte hinab in die Jor-
dansenke und war damals als gefährlich bekannt. Es
muß manches Mal vorgekommen sein, daß jemand
unter die Räuber fiel. Uns interessiert hier nicht, wes-
halb ausgerechnet ein Samariter hilft, weshalb Jesus im
Streitgespräch mit jüdischen Schriftgelehrten dieses
Beispiel anführt, sondern wie damals geholfen wurde:
Der Hilfsbereite sieht die Not, verbindet die Wunden,
versorgt sie mit Öl und Wein, einem damals verbreiteten
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Pflegemittel und bringt den Verwundeten mit dem eige-
nen Reittier zur nächsten Herberge. Dort wird der Über-
fallene versorgt. Der Samariter bezahlt den Wirt mit zwei
Denaren, was etwa zwei Tageseinkommen entsprach,
und kündigt weitere Zahlungen bei der Rückkehr an.

Wenn ich heute einem Menschen, der auf der Straße
zu Schaden gekommen ist, helfen will, dann sieht das
ganz anders aus: Ich sorge dafür, daß möglichst
schnell Krankenwagen, Notarzt und Polizei benachrich-
tigt werden, entweder persönlich oder durch andere,
die vorbeikommen - nur schnell muß es gehen. Profes-
sionelle Hilfe ist gefragt und notwendig, sie ist organi-
siert und wartet auf den Einsatz. Und dann läuft alles ab
nach einem Einsatzplan: Ob der Hubschrauber kommt,
welches Krankenhaus in Frage kommt... Ich bin über-
flüssig, wenn die Benachrichtigung erfolgt ist, wenn ich
dem Polizeibeamten meine Angaben gemacht habe.
Zum Schluß sagt er mir dann noch: „Wenn wir weitere
Angaben benötigen, hören Sie von uns."

Im Wandel der Zeiten haben sich die Hilfsmöglich-
keiten entscheidend verändert: Ehrenamtliche, nicht-
professionelle Hilfe ist an den Rand gerückt, wird
auch nicht recht für voll genommen. Ehrenamtliche
sind doch Lückenbüßer! Diese Erfahrungen wird jeder
machen, der sich einmal um freiwillige, ehrenamtliche
Mitarbeiter im Sozialbereich bemüht hat. Der auf-
merksame und kritische Zeitgenosse wird längst
bemerkt haben, daß es im System unserer sozialen
Sicherung an allen Ecken und Enden knistert und daß
das Kontrastprogramm der ständigen und lautstarken
Forderungen nach erhöhten Zahlungen, nach Ver-
mehrung der Planstellen und nach Einrichtungen
neuer Versorgungseinrichtungen eine realistische La-
gebeurteilung verhindert. Dies ist das Feld der Polit-
Emotionen: gegen Notlagen kann man wenig sagen,
wenn man sich nicht schlimmen Verdächtigungen
aussetzen will. Dabei hat man es dann auch mit dem



eigenartigen Phänomen zu tun, daß soziale Leistun-
gen jeder Kosten-Nutzen-Rechnung enthoben zu sein
scheinen, daß diese von den meisten Bundesbürgern
als kostenlos oder wenigstens besonders preiswert
angesehen werden und daß eine Binsenwahrheit im
sozialen Bereich nur schwach bewußt ist, daß allen
Ausgaben Einnahmen gegenüberstehen müssen.
Wenn ich eine vierstufige Lagebeurteilung versuche,
dann möchte ich mit dem Geld beginnen:

Die Grenzen des Sozialstaats

Unsere Bundesrepublik ist heute - immer noch! -
ein Wohlfahrtsstaat, der seinesgleichen in der Welt
sucht. In Alter und Krankheit, bei Invalidität und
Arbeitslosigkeit helfen und schützen kollektive Sy-
steme. Wir wollen nicht die Schwachstellen in diesem
System verkennen und übersehen, wir sollten uns
aber im Vergleich zu anderen Staaten dieser Erde
sehen und beurteilen. Die Sozialleistungen haben
sich erheblich gesteigert mit dem wirtschaftlichen
Aufschwung der Bundesrepublik, in der wir nach
einem verlorenen Krieg und unsagbaren Zerstörungen
mit 40 DM anfingen, als die Währungsreform neue
Weichen für die Zukunft stellte. Die Sozialleistungen
betrugen 195O je Kopf der Wohnbevölkerung DM
1030,- (nach heutigem Geldwert). Im letzten Jahr,
1986, waren es DM 10350,-, also ein verzehnfachter
Betrag, obwohl sich in diesem Zeitraum das Bruttoso-
zialprodukt, also der Wert aller produzierten Güter
und Dienstleistungen, nur vervierfacht hatte. Das
Nettoarbeitsentgelt hat sich von 1950 bis 1986 nur
verdreifacht - aber nochmals: Die Sozialleistungen
haben sich verzehnfacht! Das Sozialbudget der Bun-
desrepublik machte 1950 ein Sechstel des Bruttoso-
zialproduktes aus, 1970 bereits ein Viertel und 1986
32,2% bei einer Staatsquote von 47,5%, das ist der
Anteil der öffentlichen Haushalte am Bruttosozialpro-
dukt.

Wenn heute Forderungen nach Einsparungen erho-
ben werden, dann wird zu schnell vergessen, daß
bereits Anfang der 80er Jahre unter der SPD/FDP-
Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut
Schmidt in Teilbereichen des Sozialsystems Lei-
stungskürzungen vorgenommen worden, geplante
und notwendige Anpassungen (z.B. bei den Renten)
verschoben werden mußten. Daß von Finanzmaßnah-
men im Sozialbereich fast alle Bundesbürger, die
Arbeitsentgeld erhalten, unmittelbar betroffen sind,
machen sich die wenigsten klar - sowohl von Beibe-
haltung und Ausbau des „sozialen Netzes", als auch
von Einschränkungen und Abbau.

Der Durchschnittsverdiener des Jahres 1986 hat
nur noch 57,5% des Arbeitseinkommens zur freien
Verfügung. Zu den DM 3100,- kommen DM 550,- als
Sozialabgaben des Arbeitgebers. Dem Brutto von
DM 3650- steht ein Netto von DM 2100,- gegenüber.
Die Hälfte des Einkommens dient heute der Finanzie-
rung kollektiver Aufgaben. In den letzten zehn Jähen
sind zwei Drittel der Einkommenszuwächse durch
steigende Steuern und Abgaben aufgezehrt worden.

Bis Mitte der 70er Jahre gab es für den Sozialstaat
keine Probleme: Er konnte aus dem Vollen schöpfen,

das waren die sieben „fetten Jahre" in einem etwas
längeren Zeitraum. Überall gab es Steigerungen: Von
1950 bis 1975, in fünfundzwanzig Jahren, verdrei-
fachten sich die Nettoarbeitseinkommen, ebenso die
Sozialhilfe, die Renten versechsfachten sich. An die
„mageren Jahre" wollte niemand denken: Im Ägypten
des Alten Testaments war es eben anders! Der
Umschwung kam, als der weiter expandierende So-
zialstaat kleiner werdenden Wachstumsraten gegen-
überstand. Der Vollversorgungsstaat, von dem man
geträumt hatte, ist sicher am Ende. Aber bevor man
an Ehrenamtliche als billige Sozialkräfte, als Reserve-
armee für knappe Sozialkassen denkt, muß ein Um-
denken erfolgen - in den Sozialorganisationen und
-apparaten ebenso wie bei den politisch Verantwortli-
chen, denen Ankündigungen und Forderungen im
Sozialbereich unverantwortlich leicht über die Lippen
kommen.

Der demographische Wandel

Eine Lagebeurteilung wird neben der Finanzierung
des Sozialen Bereichs vor allem die Bevölkerungsent-
wicklung beobachten müssen. Um die Jahrhundert-
wende war der Altersaufbau der deutschen Bevölke-
rung wie ein „Tannenbaum", unten breit und nach
oben hin gleichmäßig zulaufend zu einer Spitze, ein
Geburtenüberschuß sorgte für ein ständiges Nach-
wachsen der Basis. Aus dem „Tannenbaum" wird
mehr und mehr ein „Laubbaum" mit einem Stamm
und einer üppigen Krone: Die Zahl der Kinder und
derJugendlichen nimmt deutlich ab, die Zahl der
Erwerbstätigen hält sich noch, die Zahl der Rentner
nimmt zu.
Hochrechnungen für die Bundesrepublik nehmen
folgende Entwicklung an:

unter 20 J. 20-60 J. überöOJ.
1985 22,8% 55,1% 21,1%
1990 20,0% 58,3% 21,7%
2000 20,1% 56,0% 23,9%

Etwas anderes verschärft noch im Blick auf soziale
Versorgung und Betreuung diese Entwicklung: Immer
mehr Menschen leben in der Bundesrepublik in „Ein-
Personen-Haushalten". Der Anteil dieser Haushalte
an der Gesamtzahl aller Haushalte stieg von 19,4%
im Jahre 1950 auf 33% im Jahr 1985. Lebte 1950 nur
jeder Fünfte allein, so war es 1985 bereits jeder Dritte
- und die Entwicklung geht weiter. In großen Städten
sind es bereits 40%, in Berlin sogar53% derWohnbe-
völkerung.Darin zeigt sich eine veränderte Orientie-
rung bei Jüngeren, aber auch die Auswirkung des
geänderten Bevölkerungsaufbaus.

Mehr alte Menschen bedeuten auch mehr Men-
schen, die Pflege und Betreuung benötigen, bei
älteren Menschen nimmt die Pflegebedürftigkeit al-
tersbedingt zu: Drei Prozent der Gesamtbevölkerung
sind pflegebedürftig, 30% der Achtzigjährigen.
Gleichzeitig mit der längeren Lebenserwartung sinkt
die Zahl der Bundesbürger, die für die nicht mehr
Erwerbsfähigen bezahlen müssen und die zur Pflege
zur Verfügung stehen: 1950 kamen auf einen pflege-



bedürftigen Menschen im Alter von 65 Jahren 64
Personen zwischen 20 und 65 Jahren, 1985 waren es
nur 31 Personen, im Jahre 2000 werden es nur noch
26 sein - und nach den Hochrechungen für 2030, also
in etwa 50 Jahren, kommen auf einen 65jährigen, der
gepflegt werden muß, 15 Bundesbürger im Alter von
20 bis 65 Jahren, wenn die gegenwärtige Entwicklung
anhält.

Deshalb stellt der Berliner Senator für Gesundheit
und Soziales, Ulf Fink, mit Recht fest: „Die große
Herausforderung des demographischen Wandels
heißt also nicht nur: Wer wird die Renten der Zukunft
finanzieren, sondern: Wer wird auf welche Weise die
Rentner der Zukunft betreuen und versorgen, wenn
sie Hilfe brauchen?" Zwei Lösungen versagen sicher-
lich: Die eine ist die bereits erwähnte Verwendung
von Ehrenamtlichen als soziale Reservetruppen, die
andere ist die Forderung nach steigenden Staatszu-
schüssen.

Bürokratisierung und Zentralisierung der Sozialarbeit

Eine Lagebeurteilung wird schließlich auch die
Möglichkeit der bestehenden Sozialeinrichtungen kri-
tisch befragen müssen: Etwa600 000 hauptberufliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind bei den Wohl-
fahrtsverbänden beschäftigt. Zusammen mit den öf-
fentlichen Einrichtungen der Kommunen, Kreise und
Länder sowie des Bundes sorgen sie für die Sozialar-
beit der Bundesrepublik. Sie haben eine Geschichte,
die etwa aus den Kirchengemeinden oder aus der
Gewerkschaftsbewegung heraus, aus dem Engage-
ment einzelner oder Gruppen organisierte Sozialhilfe
entstehen ließ. Pro/essionalisierung bedeutet auch
den Ausschluß der Ehrenamtlichen, Isolierung der
Arbeitsbereiche. Hinzu kamen Bürokratisierung und

_ Zentralisierung. Soziale Fachbereiche entstanden, in
) denen Fachfrauen und Fachmänner das Sagen ha-

ben. Versuchen Sie doch nur einmal einen engagier-
ten Laien in diesen Sozialinstitutionen unterzubrin-
gen, eine Tätigkeit zu vermitteln, die ihn sinnvoll
ausfüllt! Und noch eine andere Beobachtung: Der
Hauptberufliche muß doch auch befürchten, daß
diese Ehrenamtlichen eines Tages den Träger der
Sozialeinrichtung auf die Idee bringen könnten, Mittel
einsparen zu können und in Zukunft die Sozialarbeit
verstärkt durch Ehrenamtliche ausüben zu lassen.
Bevor Ehrenamtliche jenseits von reinen Lückenbü-
ßer-Aufgaben sinnvoll eingesetzt werden, muß eine
selbstkritische Analyse der Aufgabenstellung und
-Verteilung in unseren Sozialeinrichtungen und -Orga-
nisationen erfolgen. Eine Organisationsform, die sehr
stark Behördencharakter hat, wird es sicher schwer
haben, sich auf neue Aufgaben einzustellen. Die ver-
ständliche Neigung, Besitzstandswahrung zu pfle-
gen, kann zu Trugschlüssen führen; denn die öffentli-
chen Mittel sind keine bleibende Garantie angesichts
der Entwicklung der Staatsfinanzen.

Anspruchs- und Versorgungsdenken

Beim vierten und letzten Schritt meiner Lagebeur-
teilung begebe ich mich noch mehr als beim dritten
auf gesellschaftspolitisches Glatteis. Den Anstoß gab
ein Wort von John F. Kennedy: „Frage nicht, was die
Gemeinschaft für Dich tun kann, frage vielmehr, was
Du für die Gemeinschaft tun kannst!" Unsere soziale
Versorgung ist sicher sehr stark vom Anspruchs- und
Versorgungsdenken geprägt worden: Das hat eine
positive, aber auch eine negative Seite, wobei letztere
zu einer fragfürdigen Sozialkultur geführt hat. Das
Positive sehe ich darin, daß im Sozialbereich nicht
mehr Almosen ausgeteilt werden, wie es in früheren
Zeiten etwa kirchlicher Mildtätigkeit verbreitet war, Es
gibt - Gott sei Dank! - einen rechtlichen Anspruch auf
soziale Hilfe. Manchmal würde ich mir etwas weniger
Herablassung bei unseren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im Sozialbereich wünschen!

Die negativen Einflüsse zeigen sich sicher darin,
daß das in vielen Teilbereichen vorherrschende An-
spruchsdenken auch in der sozialen Versorgung und
Betreuung verbreitet ist. Es wird gefördert und ideolo-
gisiert durch politische Parolen, die den Staat zum
All-Versorger machen wollen. Der passiv versorgte
Mensch entspricht kaum dem Menschenbild der
Bibel und der darin enthaltenen Offenbarung. Ob
nicht der aus anderen Gründen notwendige, ver-
stärkte Einsatz von ehrenamtlichen Mitarbeitern dem,
der soziale Hilfe benötigt, dies besser verdeutlichen
kann, als es durch hauptberufliche Sozialversorger
geschieht?

Damit kommen wir nach der Lagebeurteilung zu
der Frage nach verbindlichen Kriterien für unser
Problem.

Subsidiarität

Die bisherigen Überlegungen gingen von gesell-
schaftlichen Veränderungen aus, die die bisherige
Ordnung des Sozialbereiches in Frage stellen und
nach neuen Organisationsmöglichkeiten unter Ein-
schluß des verstärkten Einsatzes Ehrenamtlicher fra-
gen. Wenn auch Defizite kaum zu positiven Möglich-
keiten führen, wenn nicht positive Impulse vorhanden
sind, so ließe sich in dieser Situation ein Prinzip der
sozialen Ordnung in Erinnerung rufen, das in den
letzten Jahrzehnten in Vergessenheit geraten zu sein
scheint - die katholische Lehre nennt es SUBSIDIA-
RITÄTSPRINZIP. Der evangelische Theologe wird
sofort betonen, daß das Naturrecht für ihn nicht diese
Geltung hat wie in der katholischen Kirche, daß es für
ihn nicht diese Prinzipien der Gesellschaft - neben
der Subsidiarität gibt es die Solidarität in der katholi-
schen Soziallehre - aus der Offenbarung, enthalten in
der Bibel, geben kann. Er wird aber nicht verschwei-
gen können, daß dieses SUBSIDIARITÄTSPRINZIP
sich in der praktischen Sozialarbeit bewährt hat, daß
es die Sozialgesetzgebung der Bundesrepublik be-
stimmt hat und daß auch die evangelischen Abge-



ordneten zugestimmt haben und im diakonischen
Bereich der evangelischen Kirche danach gearbeitet
wird.

„Subsidiarität" meint Hilfeleistung und stellt die
Frage nach der Zuständigkeit zur Hilfeleistung: WER,
WELCHE INSTANZ HAT HELFEND EINZU-
GREIFEN? Das SUBSIDIARITÄTSPRINZIP be-
sagt nun, daß die Hilfe am hilfreichsten ist, die das
eigene Tun des Menschen, seine Mitwirkung am
meisten einbezieht und fördert, diese am wenigsten
beiseite schiebt oder sogar ausschließt. Nach aller
Menschheitserfahrung sei das die Hilfe durch den,
der dem Hilfsbedürftigen am nächsten steht. Man
spricht deshalb - nicht nur im Sozialbereich - von
dem Recht der kleinen Lebenskreise: Was diese
leisten können, darf ihnen nicht unter dem Vorwand,
die größere Organisation leiste die Aufgabe perfekter.
Der Volksmund fand übrigens, längst bevor ein katho-
lischer Gelehrter den Ausdruck SUBSIDIARITÄT
dafür erfand, den Spruch „Die Kirche nicht aus dem
Dorf tragen." Übrigens hat der große US-Präsident
Abraham Lincoln dieses Prinzip als politisches ver-
kündet, als er sagte: „Die Legitimation einer Regie-
rung besteht darin, für eine Gemeinschaft von Men-
schen das zu tun, was sie braucht, aber überhaupt
nicht oder nicht ebensogut aus eigenen Kräften tun
kann. In alles, was das Volk ebensogut für sich selbst
tun kann, sollte die Regierung sich nicht einmischen."

Leider hat man dieses SUBSIDIARITÄTSPRIN-
ZIP bisher überwiegend auf den staatlichen Bereich
angewandt oder bei Ansprüchen gegenüber staatli-
chen Förderungen angeführt. Auch die Sozialeinrich-
tungen, vor allem in kirchlicher Trägerschaft, müßten
sich daran orientieren: es besagt doch, daß die
einzelne Person, ob hilfsbedürftig oder nicht, soviel
Freiheit wie möglich, soviel Bindung wie nötig haben
sollte. Und daraus folgert auch: Soviel freie Gesell-
schaft wie möglich, soviel Organisation und Staat wie
nötig, um den kleineren, bürgernahen Einrichtungen
Hilfe und Versorgung zu ermöglichen.

Dieses SUBSIDIARITÄTSPRINZIP spricht für
den Ehrenamtlichen, gegen die Vollversorgung durch
den hauptberuflichen Professionellen, der Vertreter
einer Großorganisation ist. Oswald von Nell-Breu-
ning, der bedeutende katholische Theologe, spricht
in diesem Zusammenhang von der „fruchtbaren Be-
schränkung", damit eine größtmögliche Entfaltung
derr einzelnen Persönlichkeit und der kleineren Ein-
heit erreicht werden kann.

Damit kein falscher Gegensatz aufkommt: Es geht
hier nicht um die Alternative im Blick auf Professionali-
tät - also nicht Laie gegen Fachmann, sondern um
die Frage der Organisation und des Organisierens
bürgernaher Hilfe.

Notwendige Konsequenzen

Abschließend formuliere ich einige Anregungen zur
Verwirklichung des Programms sozialer Arbeit, das
sich aus der Lagebeurteilung und den Kriterien des

SUBSIDIARITÄTSPRINZIPS ergibt, wobei ich vor-
ausschicken möchte, daß ich meine Aufgabe in der
Angabe einer Wegrichtung, einer Zielrichtung sehe.

- Die wichtigste Aufgabe bestehender Sozialeinrich-
tungen sollte darin bestehen, ehrenamtliche Mitar-
beiter zu organisieren. Ehrenamtliche sind nicht
Lückenbüßer, sondern notwendige Mitarbeiter in
der Sozialarbeit.

- Freiwillige Arbeit ist keine bezahlte Erwerbsarbeit.
Weshalb sollten nicht aber Aufwandsentschädi-
gungen gezahlt werden, damit der freiwillige Helfer
nicht unzumutbareJCosten bestreiten muß? Hier
müßte die Starrheit üblicher Vergütungsordnungen
aufgegeben werden.

- Senator Fink schlägt eine Anrechnung freiwillig
geleisteter Pflegejahre in der Rentenversicherung
(Analog zum Erziehungsjahr) vor. Einmal müßten
ehrenamtliche Tätigkeiten in unserer Gesellchaft
aufgewertet werden, zum anderen sieht er eine
Motivation darin, daß das Erbringen von Pflegelei-
stungen einen Anspruch auf solche Leistungen in
der Zukunft begründen würde.

- Auch wenn es unpopulär wirkt: Weshalb sollte es
nicht ein obligatorisches SOZIALES JAHR für
alle geben, wenn die soziale Versorgung dies
erfordert? Die Entwicklung des ZIVILDIENSTES
als eine Art „Ersatzdienst" hat letztlich in eine
Sackgasse geführt, weil die Alternative zum Wehr-
dienst im Vordergrund stand. Daß junge Frauen
einbezogen werden müßten, ist eine langst überfäl-
lige Selbstverständlichkeit!

Finanzielle Entwicklungen und demographische Not-
wendigkeiten zwingen zur grundlegenden Verände-
rung im Sozialbereich, weil überholte Arbeits- und
Organisationsmodelle versagen. Nutzen wir die
Chance: Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind gefragt und keine Lückenbüßer!
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Versöhnung und Frieden mit den Völkern der Sowjetunion
- Brauchen wir eine neue Ostdenkschrift?

0>

Unter dem Titel „Versöhnung und
Frieden mit den Völkern der Sowjet-
union" erschien vor wenigen Wochen
eine Thesenreihe, herausgegeben
von den Arbeitsgemeinschaften Soli-
darische Kirche Westfalen und
Lippe, die eine Fortsetzung der in
dem Sammelband „Brücken der Ver-
ständigung. Für ein neues Verhältnis
zur Sowjetunion" bereits vorgetrage-
nen Überlegungen ist, die auf die
Formulierung einer zweiten „Ost-
denkschrift" abzielt. Zu den 8 Thesen
mit dem Untertitel „Herausforderung
zur Umkehr" nehmen im folgenden
der Bundesvorsitzende des Evange-
lischen Arbeitskreises der CDU/CSU,
Staatsminister Albrecht Martin, und
der Vorsitzende der Kammer der
EKD für öffentliche Verantwortung,
Professor Dr. Trutz Rendtorff, Stel-
lung.

Entscheidung für die Freiheit
Albrecht Martin

Die vorgelegten 8 Thesen „Ver-
söhnung und Frieden mit den Völ-
kern der Sowjetunion" bedeuten im
Kern ein anderes Verständnis von
Schuld, soweit sie im politischen
Verhalten ihren Grund hat, die Um-
setzung einer geschichtstheologi-
sehen Deutung der Vergangenheit
in Geschichtsschreibung, eine Re-
lativierung unseres Verständnisses
von Freiheit und die Forderung, alle
aus der Politik der UdSSR im letzten
halben Jahrhundert gewonnenen
Erfahrungen außer acht zu lassen.

Wer sich heute auf eine Ausein-
andersetzung mit den in den The-
sen deutlich werdenden Überzeu-
gungen einläßt, tut gut daran, sich
gegen Fehlinterpretationen abzu-
grenzen. Um es mit aller möglichen
Deutlichkeit hervorzuheben: Hitler
hat den Krieg gehen die Sowjet-
union entfesselt, er hat ihn als Ver-
nichtungskrieg geführt, ungezählte
Deutsche sind an Menschen der
Sowjetunion schuldig geworden
und unser Volk ist dem nicht in den
Arm gefallen, sondern hat den Na-

tionalsozialismus und insbeson-
dere den Krieg gegen die Sowjet-
union mit zeitweise fast einmütiger
Zustimmung mitgetragen. Und na-
türlich müssen wir den Zusammen-
hang zwischen diesem Angriff auf
die Sowjetunion und der Vertrei-
bung von Millionen Deutscher aus
ihrer Heimat und der Teilung unse-
res Volkes sehen.

Das ist auch unter seriösen Wis-
senschaftlern, unter verantwortlich
denkenden Politikern und unter
Christen ganz unbestritten. Aber
was als Ausdruck der Schuldein-
sicht des Christen oder der Ge-
meinde richtig und auch vollständig
ist, das genügt eben zum Verständ-
nis der Vergangenheit und der sich
daraus ergebenden politischen
Lage nicht. Und da die Thesen ja
politische Wirkung erzielen wollen,
müssen sie sich mit der politisch
relevanten Entwicklung auseinan-
dersetzen. Zum Bekenntnis von
Schuld, die wir gegenüber den Rus-
sen auf uns geladen haben, gehört
nicht der Hinweis auf deren Verhal-
ten und auf das ihrer Regierung.
Der Historiker und der die gewon-
nenen Erfahrungen nutzende Politi-
ker können nicht daran vorbeige-
hen, daß dem Hitler-Stalin-Pakt bei
der Beurteilung der jüngeren Ge-
schichte eine Schlüsselbedeutung
zukommt, daß die Sowjetunion im
Verlauf des Krieges die Völker Ost-
Mitteleuropas und die Donauländer
zwar vom Nationalsozialismus be-
freite, aber ihnen das Selbstbestim-
mungsrecht brutal verweigerte, daß
die Durchsetzung des bolschewisti-
schen Systems in Rußland und in
den anderen Ländern Millionen Le-
ben oder Freiheit kostete. Das zu
sagen rechtfertigt niemanden, we-
der unser Volk noch viel weniger
den Nationalsozialismus, es bedeu-
tet auch kein Aufrechnen oder Ver-
drängen von Schuld; aber wer Ver-
gangenheit und Gegenwart verste-
hen will, kann nicht daran vorbeige-
hen.

Die Verfasser der Thesen brau-
chen das alles zur Beurteilung der
politischen Problematik nicht, denn '

die zwischen Ost und West beste-
hende Spannung hat für sie im we-
sentlichen zwei Ursachen: die
Schuld des deutschen Volkes am
Vernichtungskrieg gegen die Völker
der Sowjetunion und die antikom-
munistische Grundhaltung heute.
Daß es einen religiös überhöhten
Antikommunismus gibt, der sich auf
der Seite des Lichtes gegen die
Finsternis sieht, trifft für Teile der
Bevölkerung der USA, nicht aber
für die deutschen Landeskirchen
zu. Es muß hinzugefügt werden,
daß die gleiche Haltung die Ameri-
kaner zum Kampf gegen den Natio-
nalsozialismustrieb.
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Picasso, Colombe bleue

Aber in den Thesen geht es nicht
nur um solchen Antikommunismus,
sondern im Grunde um jede prinzi-
pielle Gegnerschaft gegen Kommu-
nismus. Dem entsprechend soll das
bei uns verbreitete Bild vom Kom-
munismus weitgehend auf den Er-
fahrungen der deutschen Soldaten
und der ostdeutschen Bevölkerung
beruhen, die sich zur Verdrängung
der eigenen Schuld verfestigt hät-
ten. Aber kann man die Ermordung
ungezählter Geistlicher der russi-
schen Kirche wirklich damit be-
gründen, daß die russische Kirche
eine Stütze des Zarenregimes ge-
wesen sei?

Hier jedenfalls dienen solche hi-
storischen Erklärungen dazu, das
Bild des Kommunismus aufzuhel-
len, ein Verfahren, das man bei der
Darstellung der Schuld der Deut-
schen strikt ablehnt. Von daher ver-
wundert es auch kaum noch, daß
man von „restriktiven Maßnahmen
gegen die Gewerkschaftsbewe-
gung in Polen oder (der) ungelösten
Lage in Afghanistan" sprechen
kann.



Menschenrechte -
unterschiedlich definierbar?!

Nun verschweigen auch die The-
sen nicht, daß es im Sowjetbereich
Menschenrechtsverletzungen gibt,
aber sie werden in zweifacher
Weise relativiert: einmal durch den
Hinweis auf Mängel bei uns und auf
Bündnisse mit Diktaturen, zum an-
deren dadurch, daß die „neuzeitli-
che, aus der westlichen, liberalen
Tradition stammende Menschen-
rechtsvorstellung" grundsätzlich
hinterfragt wird. Unter der Hand
wird dabei die Tatsache, daß „Ach-
tung und Schutz der Menschen-
rechte in unserer Gesellschaft als
selbstverständliche Gegebenheit"
gelten, zum Vorwurf; denn es „droht
an die Stelle einer dynamischen
Menschenrechtsvorstellung, die
auf die Verwirklichung von 'mehr
Menschlichkeit' gerichtet ist, eine
statische zu treten , die als gesell-
schaftlicher Wert verteidigt und ge-
genüber anderen Konzeptionen ab-
gegrenzt wird". Entscheidend ist,
daß „es einen eigenständigen Zu-
gang zu den Menschenrechten von
den Voraussetzungen . sozialisti-
scher Gesellschaften her gibt. Hier
steht nicht der Anspruch auf die
individuellen Freiheitsrechte im
Vordergrund, sondern auf die
Rechte auf gesellschaftliche und
wirtschaftliche Gleichheit und Teil-
habe". (Seite 46)

Wenn ich ein solches Verständnis
der Menschenrechte neben dem in
unserer Verfassung vorausgesetz-
ten grundsätzlich akzeptierte, dann
verliert der Begriff der Menschen-
rechte für politisches Handeln jede
Relevanz. Ob es freie Meinungsäu-
ßerung gibt, ob freie Wahlen, ob
Rechtssicherheit, ob Eigentums-
recht, ob das Recht auf wirklich
freie Religionsausübung, das ist zur
Beurteilung der Verhältnisse in der
Sowjetunion dann ohne entschei-
denden Belang, denn es geht ja um
„die Rechte auf gesellschaftliche
und wirtschaftliche Gleichheit und
Teilhabe".

Und dieses Menschenrechtsden-
ken soll „dem christlichen Ver-
ständnis des Menschen als Person
in menschlicher Gemeinschaft in
vielem näher (stehen) als die bür-
gerlich-liberale Anschauung von in-
dividueller Freiheit".

Die Thesen fragen nicht, ob das
dem Grundgesetz entsprechende
Menschenbild das hier unterstellte
überhaupt ist; wie ja überhaupt die
Verhältnisse in der freien Welt in
einer Weise verzeichnet werden,
wie die Verfasser der Thesen es der
großen Mehrheit unseres Volkes im
Blick auf die UdSSR zum Vorwurf
machen. Aber entscheidende kriti-
sche Anmerkungen zum sowjeti-
schen Bereich entsprechen eben
einem dem Christen verbotenen
Feindbild, während eine bis zur gro-
ben Verzeichnung gehende „selbst-
kritische" Haltung echte Versöh-
nungsbereitschaft zeigen soll.Das
mag dem entsprechen, wozu der
Glaubende im Verkehr mit Gott und
dem Nächsten bereit sein soll, -
eine auf Entspannung und Interes-
senausgleich gerichtete Politik ist
so nicht zu begründen.

Praktische Politikerfordert
sachliche Analyse

Aber geht es den Thesen über-
haupt um eine solche, in dem Ver-
trauen auf die uns geschenkte Ver-
söhnung beruhende, aber die politi-
schen Fakten wertende Politik? Der
Zweifel ist erlaubt angesichts der
Tatsache, daß der Zusammenhang
von erfolgreicher Sicherheitspolitik
der Nato und den Vorschlägen von
Generalsekretär Gorbatschow nir-
gends in den Blick kommt. Wer die
Konzeption der Abschreckung und
den Nachrüstungsbeschluß für
Sünde hält, kann diesen Zusam-
menhang auch nie einräumen.

Der Ruf, die eigene Schuld zu
sehen und sein Handeln von die-
sem Wissen leiten zu lassen, ist
gewiß richtig; aber die praktische
Umsetzung in wirksame Entspan-
nungspolitik setzt eine sachliche
Analyse der politischen Gegeben-
heiten voraus, wie sie in den Thesen
gerade verweigert wird.

Mit Recht erinnern die Verfasser
der Thesen daran, daß sowjetische
Gesprächspartner „uns immer
daran (erinnern), daß sie gegen uns
Deutsche keinen Haß hegen. So
kompromißlos sie das System des
nationalsozialistischen Faschismus
verurteilen, so wenig steht von ih-
nen aus einer Versöhung mit uns im
Wege". Warum findet sich in den

Thesen nicht der Satz, daß wir
Deutschen keinen Haß gegen die
Völker der Sowjetunion hegen, daß
wir aber kompromißlos das System
des Bolschewismus für uns ableh-
nen und bewußt die Entscheidung
für die Freiheit getroffen haben?

Und warum steht an keiner Stelle
der Hinweis, daß man nach dieser
Entscheidung als Deutscher zwar
den Zusammenhang von Schuld
und deutscher Teilung sehen muß,
daß man auf jede Gewaltverzichten
wird - wie durch feierliche Erklä-
rung geschehen -, daß man aber
nie auf das Selbstbestimmungs-
recht aller Völker und auch nicht
des eigenen Volkes verzichten kann
und daß insoweit die deutsche
Frage in der Tat offen ist?

Eine aus dem Geiste der Versöh-
nung vorangetriebene Entspan-
nungspolitik muß aber zunächst die
Faktoren ernstnehmen, die Span--
nung bewirken. Und der entschei-
dende Faktor, der die Ost-West-
Spannung ausgelöst hat, ist das
unterschiedliche Freiheitsverständ-
nis. Daß man ohne eine unserem
Verständnis entsprechende Freiheit
als Christ leben kann, das beweisen
- oft leidvoll - Christen in den Staa-
ten des Warschauer Paktes. Unsere
Aufgabe ist es, dafür zu sorgen,
daß wir in Frieden und Freiheit -
aber bitte nach unserem Verständ-
nis von Freiheit! - auch künftig le-
ben können. Ob wir darin wenig-
stens noch übereinstimmen oder
nicht in der Konsequenz der Thesen
dieses Ziel in einer die Freiheit be-
drohenden Weise relativiert wird,
darüber muß in Kirche und Politik
intensiv gesprochen werden.

Meine schönste Bibelstelle

„Sorget Euch nicht um den morgi-
gen Tag, der morgige Tag sorgt
für sich selbst.
Jeder Tag hat seine eigene Plage
(Mal. 6, 34).
Das heißt:
1. Wir können und müssen Ver-
trauen haben in die Zukunft, nur
dann haben wir die Kraft, heute
'den Apfelbaum zu pflanzen', der
in der Zukunft Früchte trägt.
2. Der Christ braucht keine Angst
zu haben.
3. Diese Worte sind eine Absage
an jede Art von Ideologie."

Heinz Ruhnau,
Vorstandsvorsitzender der Lufthansa
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„Umkehr" kontraproduktiv?
Trutz Rendtorff

Die gegenwärtig neu belebte Dis-
kussion über Rüstung und Rü-
stungskontrolle weckt Erinnerun-
gen an die gerade erst zurücklie-
gende Nachrüstungsdebatte. Der
Eindruck drängt sich auf, die „Rake-
tenzähler" beherrschten wieder das
Feld, diesmal mit umgekehrten Vor-
zeichen und anders verteilten Rol-
len. Der politische Gehalt der lau-
fenden Verhandlungen wird da-
durch mehr verdeckt als verdeut-
licht. Wohl ist nicht zu verkennen,
daß militärische Sicherheit ein un-
verzichtbarer Faktor internationaler
Politik ist. Insofern ist es nicht erhel-
lend, wenn jetzt die unter Theolo-
gen geläufige Unterscheidung von
securitas (Sicherheit) und certitudo
(Gewißheit) zur Kritik des Sicher-
heitsdenkens bemüht wird, weil das
Vertrauen zu Gott nur in Gewißheit
gründet. Aber Ausmaß und Bedeu-
tung der Sicherheit hängen doch
vor allem an der Entwicklung der
politischen Beziehungen zwischen
den Völkern bzw. ihren Regierun-
gen. Deshalb dürfen die Fragen,
welche Rückwirkung bestimmte
Abrüstungsvorschläge auf die mili-
tärische Sicherheitslage haben,
nicht dazu diepen, längerfristige
Perspektiven für den Ausbau und
die Vertiefung politisch gehaltvoller
Beziehungen zurückzudrängen.
Denn hier geht es wirklich um die
Schlüsselfrage der Friedenspolitik
in Europa und im Ost-West-Verhält-
nis. Die EKD hat die jüngste Frie-
densdiskussion in der Denkschrift
von 1981 mit dem ihr wichtigen Rat
begleitet, der politischen Dimen-
sion der Friedensfrage auf der Linie
eines Ausbaues einer politischen
Friedensordnung den Vorrang vor
dem Denken in Waffenkategorien
einzuräumen. Das ist unverändert
aktuell.

Schuldbekenntnis kein Schlüssel
für praktische Friedenspolitik

Mit Blick auf unsere Beziehung
zur Sowjetunion bringen sich seit
einiger Zeit in der EKD Stimmen zu
Gehör, die so etwas wie eine „neue
Ostdenkschrift" fordern. Dabei wird
ein Ansatzpunkt gesucht, mit dem

die Kirche auf den politischen Pro-
zeß einwirken könnte. Kernpunkt
der bekannt gewordenen Überle-
gungen und Thesen ist die Forde-
rung nach einem Schuldbekenntnis
der Deutschen gegenüber den
„Völkern der Sowjetunion".

Als Vorbild dient dabei die Denk-
schrift der EKD von 1965 zur Lage
der Vertriebenen und unserem Ver-
hältnis zu Polen, offensichtlich weil
sie eine erkennbare Rolle im dama-
ligen politischen Prozeß der Ostpo-
litik gespielt hat. In der Ostdenk-
schrift ging es klar ausgewiesen um
das Verhältnis von Schuld und
Recht angesichts der Forderung
nach politischer Anerkennung der
territorialen Nachkriegsordnung in
den ehemals deutschen Gebieten.
Die Bewertung von Rechtsansprü-
chen wurde im Lichte deutscher
Schuld an die Verpflichtung zu ei-
nem politischen Neuanfang gewie-
sen. Die schuldbelastete deutsche
Vergangenheit ist ein Faktor in der
Gesamtheit unserer internationalen
und deutsch - deutschen Verhält-
nisse. Daß aber diese Schuld auch
der Schlüssel für die gegenwärtigen
Aufgaben und Möglichkeiten der
Friedenspolitik sei, muß nachhaltig
bezweifelt werden. Jetzt Kriegs-
schuldfragen im Verhältnis zwi-
schen der Bundesrepublik und der
Sowjetunion in den Mittelpunkt zu
stellen, um von da aus auf den
politischen Prozeß im Sinne einer
„Umkehr" Einfluß zu nehmen, wäre
nach aller Voraussicht kontrapro-
duktiv.

Zunächst einmal wäre es nicht
nur unvermeidlich, sondern um der
Wahrheit willen auch nötig, sie all-
seitig zu erörtern. Es ließe sich gar
nicht vermeiden, daß aus einem
öffentlichen Schuldbekenntnis eine
allgemeine Schuldaufrechnung
würde. Als gemeinsamer Nenner
einer Politik kann das nicht gelten.
'Und eine besondere, einzigartige
Mission der Deutschen in der Welt-
politik, die in der Einzigartigkeit ihrer
Schuld gründet, würde eher Ver-
ständigungskrisen heraufbeschwö-
ren als heute mögliche Verständi-
gung weiterzuführen. Die in den
vergangenen Jahrzehnten erreichte
politische Stabilität in den Ost-
West-Beziehungen bildet doch das
Rückgrat und die in die Zukunft wei-
sende Grundlage auch für die Abrü-
stungsverhandlungen, trotz tief-
greifender, bleibender Gegensätze

und Konflikte. An diesem Prozeß
ebenso wie an den Konflikten sind
ja Staaten und Völker beteiligt, de-
ren Beziehung zur Sowjetunion
nicht durch Schuldbeladenheit ge-
prägt ist.

Neu gewonnene kirchliche
Verbundenheit

Die EKD hat enge und inzwischen
sehr vertiefte Beziehungen zur rus-
sisch-orthodoxen Kirche. Die
1000jährige Feier der Taufe Ruß-
lands 1988 wird Gelegenheit ge-
ben, daß die Vergangenheit zur
Sprache kommt und in das Bewußt-
sein neu gewonnener kirchlicher
Verbundenheit aufgenommen wird.
Aber die orthodoxe Kirche ist nicht
identisch mit den Völkern der Sow-
jetunion und auch nicht mit der
Gesamtheit der christlichen Kirchen
in der Sowjetunion. Sie würde, so-
viel ist gewiß, nicht der Empfänger
einer solchen Denkschrift sein wol-
len. Hier bedarf es einer solchen
auch nicht. Im übrigen könnte die
EKD sich auch nicht zu einer sol-
chen Ausarbeitung ohne die Kir-
chen der DDR autorisiert fühlen.

Die in dieser Diskussion aufge-
worfenen Fragen und formulierten
Thesen bedürfen noch weiterer
theologischer und kirchlicher Klä-
rung. Die politischen Probleme, die
gegenwärtig auf der Tagesordnung
stehen, können von der EKD in
Fortentwicklung ihrer bisherigen
Äußerungen sehr wohl begleitet
werden. Dazu bedarf es keiner
„neuen Ostdenkschrift".

Quelle: epd

Wenn Herr K.
einen Menschen liebte

„Was tun Sie", wurde Herr K.
gefragt, „wenn Sie einen Menschen
lieben?"

„Ich mache einen Entwurf von
ihm", sagte Herr K., „und sorge,
daß er ihm ähnlich wird,"

„Wer? Der Entwurf?"

„Nein", sagte Herr K.,
„der Mensch".

Bert Brecht



Positionsberschreibung:
Evangelische Kirche in der Diskussion mit Staat und Politik
Willi Born

Vielen ist heute die Kirche, nicht
zuletzt ihres Verhältnisses zur Politik
wegen, zum Ärgernis geworden. Sie
soll sich, so sagen die einen, mit
ihrem ureigensten Gebiet, dem Glau-
ben an Gott und der Nächstenliebe,
befassen; das tut sie viel zu wenig.
Zuviel, so sagen sie, befaßt sie sich
mit Dingen, die sie nichts angehen.
Wir sind mündige Bürger und lassen
uns nicht klerikal bevormunden. An-
dere aber sagen, die Kirche ist uns,
was Staat und Politik betrifft, längst
nicht eindeutig und radikal genug.
Sie sollte viel entschiedener Stellung
nehmen gegen die Stationierung von
Atomwaffen, gegen Kernkraftwerke
und Umweltschäden, für Frieden und
Abrüstung und die dritte Welt, gegen
Süd-Afrika und die Kontras und ge-
gen Pinochet, wobei Afghanistan,
Kambodscha und Vietnam meist
nicht genannt werden.

Kirche und Staat sind grundver-
schiedenen Wesens. Dennoch ha-
ben sie schon immer in einer mehr
oder weniger spannungsvollen Be-
ziehung zueinander gestanden. Sie
tun es auch heute noch. Der Staat
hat Macht. Aber je mehr die Kirche
Einfluß auf eine große Zahl von
Gläubigen hat, stellt auch sie einen,
wenn auch anders gearteten,
Machtfaktor dar. Das ist z. Zt. in
Polen ganz eindeutig, in der Bun-
desrepublik ist ihr Einfluß erheblich
geringer.

Im Mittelalter hat die römische
Kirche mit geistlichen, aber auch
mit sehr weltlichen und militäri-
schen Mitteln versucht, sich Kaiser
und Staat zu unterwerfen, zumin-
dest aber dienstbar zu machen.
Das hat nicht gutgetan. Was Prie-
sterherrschaft über einen Staat be-
deuten kann, sehen wir in extremer
Form heute im Iran.

Aber es hat auch Versuche des
Staates gegeben, sich die Kirche
zu unterwerfen und sie zur religiö-
sen Überhöhung der eigenen Ziele
zu mißbrauchen. Das war nicht nur
im Mittelalter so, sondern auch in
der Neuzeit.

„Gott mit uns" stand auf den
Koppelschlössern im ersten Welt-
krieg. Und das Dritte Reich wollte
über die Deutschen Christen Macht
in der Kirche und damit Macht über
die Kirche gewinnen; vielleicht sie
sogar zum Verschwinden bringen.

Der totale Weltanschauungs-
staat, die UdSSR, hat nicht nur
versucht, die Kirche auszurotten, er
hat den Atheismus zur Staatsreli-
gion gemacht und selbst fast alle
Eigenschaften einer mittelalterli-
chen Kirche angenommen. Es gibt
dort die heiligen Schriften, das
Lehramt, das Konzil, die Priesterka-
ste und die Orden, es gibt Orthodo-
xie und Ketzertum und die Inquisi-
tion, es gibt Reue und Buße, aber
auch die Verdammung, die bis zum
Tode gehen kann.

In unserer Bundesrepublik
Deutschland ist die Kirche dem
Staat in relativ unabhängiger, di-
stanziert kritischer Partnerschaft
verbunden. Dies kann wegen der
damit verbundenen Spannung so-
wohl Staat und Gesellschaft als
auch der Kirche selbst zugute kom-
men.

„Unsere Kirche", Manfred Liebrecht

Nun ist die Kirche ein vielgestalti-
ges Gebilde. Ich denke an ihre Re-
präsentanten, die Kirchenleitungen
und Synoden, denke an die Kir-
chengemeinden mit ihren Vorstän-
den; denke an kirchliche Äußerun-
gen wie Denkschriften, die Stel-
lungnahme mancher Theologen
und der Pfarrerschaft, aber auch
von Gruppen auf dem Kirchentag
und anderswo. Manche sehen
schon dieÄußerung eines einzelnen
Pfarrers als dieÄußerung der Kirche
an.

Es gibt im Verhältnis der Kirche
zum Staat eine mehr konservative,
d.h. bewahrende und eine mehr
progressive, dynamische Linie. Bei
der konservativen gibt es eine mehr
stützende und eine mehr kritische
Funktion der Kirche.

Bewahrung im Wandel

Kein Staat kann existieren, ohne
daß es im Volk gemeinsame Grund-
überzeugungen und so etwas wie
eine anerkannte Moral gibt. Es ist
zu bezweifeln, ob der Staat solche
Werte selber schaffen kann. In un-
serem Lebensraum war es u.a. und
vornehmlich die Kirche, die durch
die zehn Gebote und das Doppel-
gebot der Gottes- und Nächsten-
liebe die Fundamente dazu gelegt
hat und sie wach zu halten bemüht
ist. Nächstenliebe kann auch Liebe
zum fremden und zum fernen Näch-
sten bedeuten.

Moralische Überzeugungen kön-
nen sich mit den Zeitläufen verän-
dern. Das kann eine positive, aber
auch eine negative Seite haben. Ich
denke z.B. an das Verhältnis der
Geschlechter zueinander. Die Kir-
che sollte bei aller Flexibilität dar-
über wachen, daß das Wesentliche
bewahrt bleibt, auch wenn es ge-
gen den Zeitgeist geht, z. B. was
die Gleichsetzung der Ehe mit son-
stigen Formen des Zusammenle-
bens betrifft. Die Moral ist noch
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stets von Zersetzung und Auflö-
sung bedroht gewesen. „Tugend
will gelehret sein, Bosheit kann man
von allein", sagt Wilhelm Busch. Es
können sich auch neue ethische
Probleme ergeben. Man denke an
Atomwaffen, Kernenergie, Gen-
technik und Ökologie. Hier kann
und sollte die Kirche zusammen mit
den Sachverständigen nach Maß-
stäben suchen, die auch für die
staatliche Gesetzgebung wichtig
sein können und zu überzeugen
vermögen.

Den wichtigsten Dienst aber lei-
stet die Kirche dem Staat darin, daß
sie seine Autorität stützt. Von ihrer
bisherigen Lehre her - die manche
Theologen nach den Erfahrungen
des Dritten Reiches vergessen zu
haben scheinen - gelten die staatli-
chen Grundfunktionen als von Gott
gewollt und also legitimiert.

Es heißt in der Barmer Theologi-
schen Erklärung „daß der Staat
nach göttlicher Anordnung die Auf-
gabe hat, in der noch nicht erlösten
Welt nach dem Maß menschlicher
Einsicht und menschlichen Vermö-
gens, unter Androhung und Aus-
übung von Gewalt, für Recht und
Frieden zu sorgen".

Staat und Gesellschaft sind also
nach kirchlicher Lehre nicht das-
selbe, und keine gesellschaftliche
Gruppe darf staatliche Macht und
Gewalt für sich in Anspruch nehmen
als stehe sie mit ihr auf gleicher
Stufe und in Konkurrenz. Was das
Fehlen staatlicher Macht im Ge-
folge hat, sehen wir am besten im
Libanon.

Die religiöse Legitimation ist zu-
nächst unabhängig von der Regie-
rungsform und den regierenden
Personen.

Zugleich aber erinnert die Kirche
den Staat an seine Grenzen. Indem
sie die Absolutheit und Unverfüg-
barkeit Gottes als des Herrn lehrt,
lehrt sie auch die Unverfügbarkeit
des Menschen als Person. Sie muß
deshalb im Gegensatz stehen zu
jedem Staat, der sich selbst an
Gottes Stelle setzen und von seiner
Ideologie her Macht über Geist und
Seele der ihm anvertrauten Men-
schen anmaßen will. Aber auch zu
jedem Staat, der sich anmaßt, das
Paradies auf Erden zu bringen. Ein
Staat, der das will, unterdrückt die
Freiheit und wird unmenschlich.

Macht macht auch süchtig und
sich gerne selbständig. Dann ent-
fernt sie. sich oft meilenweit vom
Wohl und den Interessen derer, de-
nen sie dienen sollte. Das gibt es in
der Innen-, mehr aber noch in der
Außenpolitk der Staaten. Solchen
Machtgelüsten, die in der Ge-
schichte immer wieder zu Kriegen
geführt haben, bei denen die Völker
nicht gefragt wurden, sollte die Kir-
che, wo immer sie es kann, entge-
gentreten. Sie hat es in früheren
Zeiten leider nicht immer getan.

Anwalt der Benachteiligten

Um Gottes und der Menschen
willen muß sich die Kirche dagegen
wenden, wenn, ob durch Gruppen
der Mächtigen oder gar einen Staat
selbst, die Person mißachtet, Men-
schengruppen erniedrigt, ausge-
beutet oder gar gefoltert werden.
Sie muß sich zum Anwalt derer
machen, die sich selber nicht helfen
können. Wie sie das tun kann? Sie
kann mit ihren begrenzten Möglich-
keiten Hilfe leisten, sie kann diejeni-
gen, die das Sagen haben, bitten,
mahnen, warnen. Das kann sie auch
tun, wenn es sich um Geschehnisse
in anderen Ländern handelt, wobei
ihre Gesprächspartner in erster Linie
die dortigen Kirchen und die Regie-
rungen sind, bei denen man noch
christliches Gedankengut vermuten
kann. An Staaten mit offizieller athe-
istischer Religion oder gar islami-
schen Staaten würde ihr Ruf abpral-
len, sie würde auch die Situation
der dort nur geduldeten Kirchen,
soweit es sie überhaupt gibt, nur
verschlimmern.

Sie sollte sich freilich in allen
solchen Fällen sachkundig ma-
chen. Dazu ist Mitarbeit und Kritik
von Experten wichtig. Auch sollte
sie bedenken, daß sich Unrechtsi-
tuationen, die seit langem beste-
hen, nicht vom Nullpunkt aus ange-
hen lassen. Sie lassen sich in der
Praxis meist nicht plötzlich ändern,
ohne daß neues, vielleicht schlim-
meres Unrecht oder gar das Chaos
eintritt. Radikale Forderungen ge-
hen deshalb ins Leere. Auch sollte
sich kirchliche Kritik bei aller Deut-
lichkeit grundlegend von der gewis-
ser Nachrichtenmagazine unter-
scheiden und die Kritisierten vor Gott

als die möglichen Partner von mor-
gen betrachten, wie es Martin Lut-
her King getan hat.

Wo immer sich die Kirche, zu
gewaltloser Veränderung rufend, in
solcher Weise für Benachteiligte
engagiert, kann es zu Konflikten, zu
Ärger, zu Diffamierungen, ja zur
Verfolgung durch die Inhaber der
Macht führen, aber auch dazu, daß
solches Eintreten von ihren eigenen
Mitgliedern nicht verstanden und
abgelehnt wird.

Die Propheten im Alten Testa-
ment, die aus Liebe zu ihrem Volk
gegen Unrecht ihrer Zeitgnossen
und der Mächtigen auftraten, hat
man zu ihrer Zeit verfolgt. Später
wurden ihre Reden als Heilige
Schriften angesehen. Hätte die Kir-
che im Dritten Reich deutlicher ge-
redet als sie es weithin tat, hätte es
zu noch viel mehr Kirchenaustritten,
ja vielleicht sogar zu viel mehr Mar-
tyrium geführt. Heute sieht man das
klar, damals nicht. Wenn in Brasilien
einige Bischöfe und Franziskaner-
mönche, sich des unbeschreibli-
chen Elends in manchen Gebieten,
der von Großgrundbesitzern brutal
bedrängten Ländarbeiter oder In-
dianer annehmen, werden sie,
wahrscheinlich zu unrecht, als Mar-
xisten beschimpft. Vielleicht wird
mancher von ihnen in 50 Jahren
heilig gesprochen. Obwohl bei uns
solche Unrechtsverhältnisse nicht
herrschen, wäre doch zu fragen,
wie wohl nach 50 Jahren die Hal-
tung der Evangelischen Kirche in
Deutschland beurteilt werden
würde. Manche ihrer Stellungnah-
men zu sozialen Problembereichen
erwecken heute bereits Ärgernis.

Es gibt aber auch manchmal be-
rechtigten Ärger über Fehlleistun-
gen innerhalb der Kirche. Beim letz-
ten großen Arbeitskampf erklärte
eine Mainzer Theologin: „Gott ist
für die 35-Stunden-Woche". War
die Dame wohl mit den Problemen
vertraut, hat sie die Gewerkschaf-
ten als hilflos angesehen? In jedem
Falle war ihre Behauptung eine
glatte Blasphemie.

Manche, vor allem jüngere Pfar-
rer, scheinen nach dem Versagen
der Kirche im Dritten Reich einen
gewissen Nachholbedarf an öffent-
lichem Bekennen zu haben und da-



bei kommt es gelegentlich zu Äuße-
rungen klerikalen, dilettantischen
Hochmuts. Statt aus dem Ärger
darüber der Kirche den Rücken zu
kehren, sollte man in der Kirche
energisch dagegen Stellung neh-
men. Das betrifft nicht nur Kirchen-
leitungen - es gibt in der evangeli-
schen Kirche kein offizielles Lehr-
amt - es betrifft auch kompetente
Gemeindeglieder, denen ihre Kir-
che noch etwas bedeutet.

Nun aber zu der mehr dyna-
misch-progressiven Funktion der
Kirche. Sie bereitet sehr viel mehr
Probleme, über sie gibt es vor allem
innerkirchlichen Streit.

Kirche in der Nachfolge

Jesus hat das im Kommen be-
findliche Reich Gottes, das Reich
des Heiligen Geistes verkündet, das
sich zwar erst in der Auferstehung
der Toten vollendet, aber hier auf
Erden schon beginnen und in das
alte Reich hinein wirken und aus-
strahlen will. Er setzt neige Maß-
stäbe.

Während man bisher Gott in er-
ster Linie als den Schöpfer, den
Gesetzgeber, Regierer und Richter
der Welt ansah, der freilich unter
gewissen Voraussetzungen auch
Gnade walten läßt, verkündete Je-
sus Gott als den, dessen schöpferi-
sche Freude es ist, das Verlorene
zu suchen und wiederzufinden, To-
tes wieder lebendig zu machen.
Damit meinte er vor allem die von
der Gemeinschaft der Gerechten
zu Recht ausgestoßenen Sünder.
Während es im privaten und politi-
schen Bereich gern geübter Usus
ist, Übeltäter nicht nur zu bestrafen,
sondern auch - und läge es Jahr-
zehnte zurück - in ihrer Schuld
festzuhalten, hat Jesus ihnen, Tat
und Täter unterscheidend, die volle
Vergebung und Gemeinschaft Got-
tes und die Chancen des Neuan-
fangs angeboten, ohne daß sie da-
für etwas getan hätten. Er hat nichts
anderes erwartet, als daß sie dies
im Glauben an Gott als Gottesge-
schenk annähmen.

Alle Gesetze waren damals reli-
giöse Gesetze und galten als Gottes
Gebot mit der Unbedingtheit, wie
Gesetze heute im Reiche des Aya-
tollah Khomeini gelten. Jesus hat
sie zwar geachtet, aber als Men-

schenwerk um der menschlichen
Bosheit willen herabgestuft, er hat
sie im positiven Sinn übertreten,
wenn es galt, Menschen zu helfen.
War das nicht ein Angriff auf alle
Grundlagen des Staatswesens?
Man stelle sich heute einen prophe-
tischen Menschen vor, der solches
im Iran predigen wollte. Er wäre ein
Mann des Todes. Es kam nicht von
ungefähr, daß man Jesus als einen
Gotteslästerer und Aufrührer hin-
richten ließ.

Folgerichtig hat Jesus seine Jün-
ger aufgefordert, die Teufelskreise
von Haß, Feindschaft, dem „Wie Du
mir, so ich Dir", - die staatliche
Macht, die Recht und Gesetz nicht
aufheben können - in befreiender
Weise zu durchbrechen. Wie Gott
mir, so ich Dir, soll es für den
Glaubenden heißen. Erforderte von
den Seinen nicht nur Nächsten-
sondern auch Feindesliebe; lieber
im Vertrauen darauf, daß Güte und
Dauer stärker sind als das Böse.
Dies alles ist eine unerhörte Heraus-
forderung aus allem gewohnten
Verhalten. Ein Stachel, der nicht zur
Ruhe kommen läßt; es weckt die
Sehnsucht nach einer besseren,
versöhnten, friedlicheren Welt.

Aber so zu handeln ist nicht
leicht. Es geht gegen die eigene
Natur. Wer es versucht, muß sich
überwinden, er kann es eigentlich
nur, wenn er der befreienden Zu-
wendung Gottes selber persönlich
gewiß ist. Aber wenn man es tut,
dann wirkt es ofmals nicht nur be-
freiend, man kann dann auch
manchmal beglückt so etwas wie
das göttliche Einverständnis spü-
ren.

Es war schon unter den Christen
der ersten Gemeinden schwer,
solch ein glaubendes Verhalten im
Verhältnis zueinander durchzuhal-
ten. Es will aber auch über die
Gemeinden hinaus wirken.

•Die ersten Christen lebten in der
Erwartung der baldigen Wieder-
kunft Christi und des Weltendes.
Sie waren eine Minderheit, die sich
meist aus sogenannten kleinen
Leuten zusammensetzte. Das Pro-
blem brach erst richtig auf, als das
erwartete Weltende ausblieb und
der christliche Glaube in alle, auch
die höchsten Gesellschaftsschich-
ten, vordrang. Also auch zu den
Trägern höchster staatlicher Funk-
tionen. Wie sollten sie sich in ihren

staatlichen Ämtern verhalten? Nicht
von ungefähr bildeten sich zahlrei-
che, sich von der Welt absondernde
Mönchsorden, die untereinander zu
leben versuchten, was Jesus wollte
und was in der sogenannten Welt
zu verwirklichen nicht möglich war.
Das Problem ist heute, angesichts
neuer Weltuntergangsängste, in
voller Schärfe wieder entbrannt.

Zwei entgegengesetzte extreme
Standpunkte zeichnen sich ab. Die
einen sagen, was Jesus wollte, ist
nur aus der Kraft eines persönli-
chen, christusbezogenen Gottes-
verhältnisses heraus zu tun mög-
lich. Selbst da wird man immer
wieder rückfällig. In Kirchenge-
meinden, ja Kirchenvorständen ist
es höchstens ansatzweise zu ver-
wirklichen. Die Welt aber bleibt
Welt, dort ist soviel Unmenschlich- *s.-
keit, Haß, Feindschaft, Bösheit und ™'
Kampf gegeneinander, daß Friede
und ein gewisses Maß an Freiheit
und Gerechtigkeit nur durch eine
starke staatliche Macht in der In-
nenpolitik und durch eine abschrek-
kende Macht in der Außenpolitik
aufrecht erhalten werden können,
gerade wenn man den Frieden wah-
ren will. Hier muß man mit Vernunft,
Wachsamkeit und Mißtrauen regie-
ren. Der Mensch ändert sich nicht.

Denen, die so denken, wirft man
vor: Dann bleibt also alles beim
Alten, und man kommt aus dem
Teufelskreis des Mißtrauens und
des Rüstungswettlaufes nicht her-
aus. Und darin ist die Vernunft ge-
fangen, und das Ganze wird Wahn-
sinn. Eines Tages knallt es dann ^
doch, und die Welt ist ein Toten- v'
haus.

Die anderen sagen: Wir wollen in
der Nachfolge Jesus auf jede Ge-
walt verzichten. Wir lehnen nicht
nur den Dienst an der Waffe ab, wir
fordern auch vom Staat völlige und
einseitige Abrüstung. Dies allein
kann befreiend wirken und den
wahnsinnigen Teufelskreis des
Mißtrauens und Wettrüstens durch-
brechen. Es ist zwar ein Risiko,
doch wenn es nicht anders sein
kann, dann lieber rot, als den Tod
für die ganze Welt.

Ihnen wirft man vor: Entweder
seid Ihr naiv und kennt die Welt
nicht, oder Ihr wollt nicht zur Kennt-
nis nehmen, wie unmenschlich sie
gewesen ist und sein kann. Euer
Zutrauen zur Friedfertigkeit der
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UdSSR ist von nicht zu überbieten-
der Einfalt. Zudem hat es in der
Geschichte noch nie wehrlose Le-
bensräume gegeben, in die nicht
mächtige Nachbarn mit meist
schrecklichen Konsequenzen für
die Bewohner eingedrungen wären.
Ihr könnt nur so reden, weil und
solange Ihr keine Regierungsver-
antwortung tragt. Eine Regierung,
die so handelt, würde den Krieg
nicht verhindern, sondern geradezu
provozieren und die Freiheit wäre
dahin.

Streit also innerhalb der Christen-
heit! Der ist zwar unangenehm,
kann er aber nicht auch positiv
wirken, solange die eine Seite der
anderen nicht den Glauben und
den Willen zum Frieden abspricht?

Befreiung zur Vernunft

Man kann, was Jesus den Jün-
gern zumutete, nicht direkt in Politik
und staatliches Handeln umsetzen,
erst recht von niemandem erzwin-
gen. Aber kann nicht doch im Be-
reich des Politischen, wenn auch
noch so vereinzelt, einiges gesche-
hen, was auch in abgeschwächter
Form doch in der Richtung dessen
liegt, was Jesus seinen Jüngern
zugemutet hat, was also im Sinne
des im Kommen befindlichen Rei-
ches Gottes aus dem Teufelskreis
des „wie Du mir, so ich Dir", des
Hasses und des Mißtrauens befreit,
auch wenn den Beteiligten der Be-
zug auf Jesus Christus gar nicht
deutlich ist?

War es nicht erstaunenswert, und
was hat es bewirkt, daß kurz nach
dem Krieg viele Millionen von Ame-
rikanern den kurz zuvor noch ver-
feindeten Deutschen Carepakete
schickten, um sie vor dem Verhun-
gern zu bewahren? Und dann, statt
des Morgenthauplanes der Mar-
shallplan. Ich denke auch an die
durch Adenauer und de Gaulle initi-
ierte Aussöhnung zwischen Frank-
reich und Deutschland, durch die
eine Jahrhunderte alte Erbfeind-
schaft beendet wurde. Und zur Zeit
halten wir den Atem an, ob zwi-
schen den USA und der UdSSR,
durch wessen Initiativen auch im-
mer, bei aller Nüchternheit und
Wachsamkeit ein Durchbruch
durch den Teufelskreis des Miß-
trauens und Wettrüstens möglich
sein wird.

Auch wenn man nicht an Jesus
Christus denkt oder nichts von ihm
hält, er ist als Stachel, Unruhe, Är-
gernis und befreien wollende Kraft
unserer und jeder Zeit immer schon
weit voraus. In der Wissenschaft
hat sich die Vernunft zum Glück aus
den Fesseln kirchlich-dogmati-
scher Bevormundung befreit. Im
zwischenmenschlichen Bereich
aber ist sie weitgehend in Teufels-
kreisen gefangen. Hier könnte die
Kirche durch ihre Botschaft von
Jesus Christus zur Befreiung der
Vernunft beitragen. Das muß nicht
auf Kosten der Nüchternheit und
Wachsamkeit gehen.

Verkündigung der Frohen Bot-
schaft

Jeder Gottesdienst ist öffentlich,
kann also auch eine öffentliche Wir-
kung haben. Wer aber in den Got-
tesdienst geht, will sein Verhältnis
zu Gott wieder herstellen oder in-
tensivieren. Der Pfarrer, das ist sein
Auftrag, soll die durch keine
menschlichen Vorleistung bedingte
gnädige, befreiende Hinwendung
Gottes in Jesus Christus zu den
sündigen, schuldbehafteten Men-
schen durch Predigt und Sakra-
ment verkünden und auf diese
Weise Glauben wecken. Er soll dies
tun auf die Verheißung hin, daß
Gott, wann und wo er will, solch
Menschenwort durch seinen Heili-
gen Geist an den Menschenherzen
ratifizieren kann. Wo dies ge-
schieht, will er sie befreien von
Schuld, sündiger Verstrickung,
Sorge, Angst vor der Zukunft, ja vor
dem Tod; will sie befreien zu einer
dankbaren Lebenseinstellung und
zur Hoffnung; aber auch - und das
ist die Konsequenz - befreien von
Bitterkeit und Feindschaft, zur
Liebe, Güte, Barmherzigkeit, zum
Friedenstiften und Versöhnen. Das
Evangelium will Denken, Lebens-
einstellung und Handeln in den Hö-
renden im Sinne Jesu Christi verän-
dern. Aber diese Veränderung des
Verhaltens ist nicht Vorbedingung
für die befreiende, glaubenwek-
kende Güte Gottes. Sie ist Konse-
quenz. Insofern kann die Predigt
und das ist legitim, auch Kritisches
zur gewohnten Einstellung der Hö-
renden, zu Vorurteilen und einge-
fahrenen Handlungsweisen sagen.
Es braucht nicht jedem zu gefallen.

Für den Prediger gilt das Paulus-
wort: „Wenn ich den Menschen
noch gefällig wäre, so wäre ich
Christi Diener nicht"! Aber - und
das ist jetzt wesentlich - das
Schwergewicht der gottesdienstli-
chen Predigt sollte auf der Zuwen-
dung Gottes, seiner ohne Bedin-
gungen angebotenen Gabe der
Versöhnung und des Friedens mit
ihm liegen. Ein Prediger, der dies
nicht beachtet, der nur kritisiert,
verurteilt und fordert, verfehlt sei-
nen Auftrag, er zermürbt und fru-
stiert seine Gemeinde. Er gibt
Steine statt Brot. Er predigt, wie
man im theologischen Sprachge-
brauch sagt: Gesetz statt Evange-
lium.

Nun geht aber der Aktionsradius
der Hörer über das Verhalten von
Mensch zu Mensch in der Familie
oder zwischen den Nachbarn und
den Arbeitskollegen hinaus. Es kön-
nen durchaus auch seine politische
Einstellung, seine Vorurteile usw.
zur Sprache kommen. Es läßt sich
freilich immer leichter sagen, was
ganz bestimmt nicht sein sollte, als
das, was nun im konkreten Fall
positiv zu tun wäre. Ein Prediger,
der da in die Einzelheiten gehen
möchte, ist in der Gefahr, die ver-
antwortliche Mündigkeit der Ge-
meindeglieder besserwisserisch zu
verachten. Bleibt die Predigt aber
allzusehr im Allgemeinen, dann wird
man ihr meist grundsätzlich recht
geben, aber es verändert sich kaum
etwas. Der Prediger sollte allerdings
den Verantwortungsbereich und
den möglichen Aktionsradius der
Hörer beachten und nicht zum Fen-
ster hinaus reden. Er sollte kritisch
sein gegen seine eigene politische
Überzeugung und seine bevorzugte
Zeitungslektüre. Was er sagt, steht
unter dem Satz, mit dem er den
Gottesdienst eröffnet und der heißt:
„Im Namen des Vaters und des
Sohnes und des Heiligen Geistes".
Sollte er dennoch einmal konkret
Politisches, was strittig ist, zur
Sprache bringen, so sollte er das
Gesagte als seine persönliche Mei-
nung kennzeichnen und sie nie-
mandem aufdrängen, sondern die
Freiheit der Hörer, so oder so in der
Richtung dessen, was Jesus Chri-
stus meint, zu handeln achten. Es
besteht kein Zweifel, daß es hier
gelegentlich zu Fehlleistungen ge-
kommen ist. Aber liegt das nur an
den Pfarrern und an zu matten Kir-
chenleitungen?
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Die Pfarrer gehören zu ihrer Ge-
meinde. Wenn die Gemeindeglieder
sich von ihnen bedienen lassen wie
Kunden durch den Frisör, dann
werden die Pfarrer isoliert und dann
könnten sie sich, zumal ihr Status
beamtenähnlich ist, wie ein Stand
für sich fühlen, der der Gemeinde
lediglich gegenübertritt. Aber die
Kirchenvorstände haben die Pflicht,
über Lehre und Lebenswandel der
Pfarrer zu wachen. Sie sollten des-
halb die Auseinandersetzung mit
ihnen nicht scheuen und sich in
ihren Sitzungen nicht nur mit Dach-
rinnen- und Orgelreparaturen u. a.
befassen.

Unsere moderne Welt ist unend-
lich viel komplizierter als die Welt
zur Zeit des Neuen Testamentes.
Kaum ein Pfarrer ist für die Beurtei-
lung vieler Lebensvorgänge kom-
petent.

Wem seine Kirche am Herzen
liegt, der sollte sich in ihr engagie-
ren. Man kann Arbeitsgruppen bil-
den, kann darauf bestehen, daß Ge-
meindeversammlungen einberufen
werden, in denen die strittigen The-
men zur Sprache gebracht werden.
Man kann bei Kirchenvorstands-
wahlen kandidieren. Und wenn je-
mand sagt: „zu dem allen habe ich
keine Zeit", so sei ihm entgegnet:

man kann aber die Pfarrer anrufen,
ihnen Briefe schreiben, und wenn
das alles nichts hilft, kann man
Leserbriefe in die Zeitungen brin-
gen. Die Gemeindeglieder gehören
nicht nur zur Kirche, sie sind die
Kirche. Zu solchem Engagement
möchte ich allen, denen die Kirche
etwas bedeutet, Mut gemacht ha-
ben.

Anmerkung: Dr. Willi Born, Professor
der Theologie, war lange Zeit Leiter des
Theologischen Seminars Herborn der
Evangelischen Kirche in Hessen und
Nassau.

Aids und Kirche:
Eine Chance, neu sehen zu lernen
Rita Süßmuth

Mit Sympathie und Erleichterung
verfolge ich die Äußerungen führen-
der Vertreter der protestantischen
Kirche zum Thema Aids. Erleichte-
rung deshalb, weil mir Verständnis
und Unterstützung für meine sehr
offene und deshalb für eine große
Zahl von Bürgern auch schockie-
rende Anzeigenkampagne entge-
gengebracht wird. Auch mir ist es
nicht leicht gefallen, für diese Art
der Verhütung einer Krankheit in
dieser Form aufklärend an die Be-
völkerung zu appellieren. Für mich
war entscheidend, daß es zu den
größten Tugenden der Christen ge-
hört, jeden Mitmenschen, den Näch-
sten, vor Schaden, vor einem so
schrecklichen und nicht wieder zu
heilenden Schaden, zu bewahren.

Die so begonnene - und zum
Anfang auch notwendige - Aufklä-
rung über diese bedrohliche Krank-
heit darf und wird - da stimme ich
mit den Repräsentanten der evan-
gelischen Kirche voll überein - nicht
in der bloßen Information, wie sich
Aids „technisch" vermeiden läßt,
stecken bleiben. Sie ist viel umfas-
sender angelegt. Wenn Hartmut
Löwe, Präsident im Kirchenamt der
EKD, „in Aids eine Anfrage an die
heutige Sexualmoral sieht", das
EKD-Ratsmitglied Frau Prof. Erika
Kimmich sich fragte, „ob wir der
Sexualität nicht einen viel zu hohen

Rita
ssmu
AIDS

„Aids; Wege aus der Angst" lautet der
Titel des Buches, das die Bundesministe-
rin für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit vor kurzem der Öffentlichkeit
vorstellte. Das Buch, das in seinem um-
fangreichen Anhang viele Hinweise auf
helfende und beratende Stellen gibt, ist
im Hoffmann und Campe Verlag erschie-
nen. Das Honorar dieses Buches wird der
Aids-Stiftung zugute kommen.

Stellenwert für persönliches Glück
einräumen", oder wenn derhessen-
nassauische Kirchenpräsident Hel-
mut Spengler der Kirche anrät,
„durch Beratung dazu beizutragen,
daß die sexuelle Promiskuität abge-
baut wird", dann entspricht das

auch meinen Grundüberzeugun-
gen, die ich immer wieder öffentlich
geäußert habe: Für mich steht der
hohe Rang von Werten wie Ehe,
Familie, Treue außer Frage. Es sind
Werte, die unsere Politik für die
Familie prägen, auch wenn der
Staat nur ganz unvollkommen in
der Lage sein kann, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die unseren
christlichen Werten und Zielen ent-
sprechen.

Vielleicht ist Aids für Menschen
auch eine Chance innezuhalten,
ihre Lebensführung zu hinterfragen
und neu sehen zu lernen.

Besonders junge Menschen, die
erst am Beginn ihrer Erfahrungen
mit dem anderen Geschlecht ste-
hen, sollten Kirche, Schule und das
Elternhaus Orientierungshilfen für
eine verantwortete Partnerschaft
aufzeigen. Dabei muß es auch
darum gehen, Jugendliche gegen
den verbreiteten Druck ihrer peer-
group zu festigen, möglichst früh
und möglichst viele sexuelle Erfah-
rungen zu sammeln. Wenn dies
nicht über die Schiene „Angst vor
Aids", sondern über Einsicht und
Verständnis in den Wert zwischen-
menschlicher Beziehung geht, über
das Erkennen der eigenen und des
anderen Würde, wäre dies der Weg,
den ich mir wünsche.
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Gerade junge Menschen haben
oft ein sehr feines Gespür für Dop-
pelmoral und falsche Töne. Bei ih-
nen wird die Erziehung hin zu einem
von christlichen Vorstellungen ge-
prägten Sexualverhalten nur dann
auf fruchtbaren Boden fallen, wenn
die Generation, die für diese Ju-
gend verantwortlich ist, selbst nach
dem, was sie verkündet, lebt.

Dies besonders im Hinblick dar-
auf, wie sie sich gegenüber von
Aids Betroffenen verhält. Wo
Menschlichkeit und Nächstenliebe
gepredigt werden, muß sich dies an
dem Schwächsten, an dem Gemie-
denen auch erweisen.

Aids-lnfizierte und Aids-Kranke
haben es doppelt schwer. Zum ei-
nen mit dem gesellschaftlichen Ma-
kel von „Schuld" an ihrem Zustand

behaftet - wenn ich einmal die
Gruppe der Bluter-Kranken und die
der durch die Mutter infizierten Kin-
der ausnehme -, zum anderen
fürchtet man sie aus falscher Angst
vor Ansteckung. Diese Angst habe
ich schon H n den ersten beiden
Anzeigen abzubauen versucht, in-
dem ich ganz klar gesagt habe, daß
die normalen sozialen Kontakte kei-
nerlei Risiko darstellen. Zum ersten
Punkt kann ich nur Oberkirchenrat
Rolf Koppe zustimmen, der „jede
Krankheit als Heimsuchung" an-
sieht. Der so Betroffene braucht
dann die besondere Solidarität der
Gemeinschaft.

Hier bin ich sehr auf die Unter-
stützung der Kirchen angewiesen.
Aids-lnfizierte, Aids-Kranke und
ihre Angehörigen dürfen nicht zu

Aussätzigen dieser Gesellschaft
gemacht werden. Sie sind im be-
sonderen Maße auf den Zugang zu
den seelsorgerischen Einrichtun-
gen und auf die Aufnahme und den
intensiven Kontakt in der Gemeinde
in ihren leiblichen und seelischen
Nöten angewiesen.

Es gibt Wege, über die nur die
Kirchen die Menschen erreichen
können, wie es auch Wege gibt, die
der Staat leichter beschreiten kann
als die Kirchen. Dabei vereint Kirche
und Staat das Ziel, Leben zu schüt-
zen und die Diskriminierung und
Ausgrenzung von Menschen zu ver-
hindern. Ich weiß, wieviel die Kirchen
dabei auf ihre Weise bewirken kön-
nen.

Quelle: epd

Aids und die christliche Ethik
Zehn Thesen als Denkanstoß
Wolfgang Sickinger

C

1. Durch AIDS droht eine^Kata-
strophe.
Bisher ist in Bezug auf die Aus-
breitung dieser Krankheit immer
die negativste Prognose einge-
troffen. Man geht heute davon

4 aus, daß weltweit 5-10 Millionen
Menschen infiziert sind und daß
in den nächsten zehn Jahren .
Millionen von Menschen an
AIDS sterben werden.

Über die sogenannten „Risiko-
gruppen" hinaus ist AIDS zu ei-
ner Bedrohung für die gesamte
Bevölkerung geworden. Ein
wirksamer Impfstoff ist in den
nächsten Jahren nicht zu erwar-
ten, so daß mit einer stetigen
Zunahme der AIDS-Kranken ge-
rechnetwerden muß.

Von diesen Tatsachen müssen
auch Überlegungen auf der
Grundlage christlicher Ethik
ausgehen.

2. Aufgabe christlicher Diakonie
ist es, AIDS-Kranken zu hel-
fen.
Konkret bedeutet das: Erkrank-
ten menschliche Nähe und seel-
sorgerlichen Trost anzubieten,

wie es schon immer in der Kran-
kenseelsorge geschieht. Wenn
die Befürchtungen zutreffen und
in absehbarer Zeit immer mehr
AIDS-Patienten in Krankenhäu-
ser aufgenommen werden müs-
sen, werden die Kirchenleitun-
gen über einen verstärkten Ein-
satz von Krankenhaus-Seelsor-
gern zu entscheiden haben.

Hilfe für AIDS-Kranke bedeutet
auch, ihre Isolierung und Ghet-
toisierung zu vermeiden. Mitar-
beiter kirchlicher Krankenpfle-
gestationen dürfen nicht die
häusliche Krankenpflege bei
AIDS-Patienten ablehnen.

Im Neuen Testament wird er-
zählt, daß Jesus auf Aussätzige
zuging und sie heilte. Auch wenn
Christen das bei AIDS nicht
möglich ist, können sie doch
Nächstenliebe, Trost, Verge-
bung und die Hoffnung des
Glaubens den Kranken nahe-
bringen.

3. Für Christen ist AIDS kein
Grund zu Schadenfreude oder
Rechthaberei nach dem Motto:
„Nun bekommen sie, was sie

verdienen!"
Krankheit und Tod sind immer
Grund zur Trauer und zur Hilfe.
Christen dürfen sich angesichts
der AIDS-Katastrophe nicht aus
der Welt zurückziehen und aus
sicherer Entfernung mit dem
Finger auf andere zeigen. Chri-
sten sind in die Welt gesandt,
um den Ausweg und die Hilfe
des Evangeliums weiterzuge-
ben.

4. Die wirksamste Hilfe gegen
AIDS steht in der Bibel: „Du
sollst nicht ehebrechen!"
(2. Mose20,14)

Damit ist gemeint, daß die Men-'
sehen nach dem Willen Gottes
zu partnerschaftlicher Bindung
in lebenslanger Treue berufen
sind. Dadurch werden sie nicht
unterdrückt und es wird ihnen
nichts Entscheidendes vorent-
halten, sondern durch die Ge-
bote Gottes sind den Menschen
für ihr Leben Leitplanken ge-
setzt, deren Mißachtung oder
Zerstörung den Sturz in den Ab-
grund zur Folge hat.

5. Die Bibel wendet sich an keiner
Stelle gegen geschlechtliche
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Liebe oder Sexualität als solche.
Sie ruft aber Menschen zu einer
verantwortlichen Geschlecht-
lichkeit, die als Richtlinie nicht
das individuelle Wohlergehen
nach dem Lustprinzip kennt,
sondern die Liebe zum Partner
im Vertrauen auf Gott.

6. Ein wirksamer Schutz vor
AIDS erfolgt in erster Linie durch
eine verantwortlich praktizierte
Geschlechtlichkeit.
Das bedeutet:
Verantwortung gegenüber dem
Mitmenschen, dem Partner.
Der tiefste Sinn der Liebe bein-
haltet, sich selbst zurückzuneh-
men und auf das Glück des an-
deren bedacht zu sein. Deshalb
ist der Partner kein Lustobjekt
und kein Mittel zum Zweck der
Befriedigung der eigenen sexu-
ellen Bedürfnisse. Verantwort-
lich praktizierte Sexualität, zielt
auf Erfüllung mit einem geliebten
Partner in Treue und im Mitein-
ander-Reifen.

Wenn dagegen die eigene Lu-
sterfüllung als oberstes Ziel an-
gesehen wird und dafür ständig
wechselnde Sexualpartner ge-
braucht werden, wird der Sinn
der Geschlechtlichkeit verkehrt
und mißbraucht.

7. Wichtig ist die Verantwortung
des Menschen gegenüber
sich selbst.
Dazu gehören die Fragen: Was
ist für mich gut? Wodurch wird
mein Leben erfüllt? Wo finde ich
Sinn? Wozu bin ich geschaffen?

Die Antwort auf diese Fragen ist
nicht das Lustprinzip: „Ich tue,
was mir Spaß macht und Lust
bereitet." Vielmehr sind die Ant-
worten auf der Grundlage ge-
schöpflicher Verantwortung zu
finden und haben damit etwas
zu tun, daß Menschen warten
können, reifer werden, Geduld
haben, verzichten, treu sind.

8. Verantwortliche Geschlechtlich-
keit folgt aus der Verantwortung
gegenüber Gott, dem Schöpfer
und Erlöser des Menschen.

Menschen sind nicht dazu ge-
schaffen, sich an ihre Triebe und
Instinkte auszuliefern. Men-
schen sind zum Bild Gottes ge-
schaffen, als Männer und
Frauen, die zur partnerschaftli-
chen Liebe bestimmt sind:

Jesus sagt: „Darum wird ein
Mann Vater und Mutter verlas-
sen und an seiner Frau hängen,
und die zwei werden ein
Fleisch sein. So sind sie nun
nicht mehr zwei, sondern ein
Fleisch. Was nun Gott zusam-
mengefügt hat, das soll der
Mensch nicht scheiden!"
(Matthäus 19,5-6)

Die menschliche Geschlecht-
lichkeit, das „ein Fleisch wer-
den", ist eine gute Schöp-
fungsgabe Gottes. Sie wird
aber zerstört und schuldhafl*
mißbraucht, wenn sie bin-
dungslos und selbstherrlich
ausgeübt wird.

9. Der Ausweg aus der Bedro-
hung durch AIDS ist letzten
Endes nur im Bereich der inner-
sten Überzeugungen, des
Wertsystems und der ernstge-
nommenen Verantwortlichkeit
zu finden.

Der Gebrauch von Kondomen
kann keine Lösung sein. Wer-
bung für Kondome mag nütz-
lich und intensive Aufklärung
notwendig sein, aber das
Grundproblem wird damit noch
nicht berührt: eben die Frage,
ob die Sexualität allein dem
Einzelnen gehört oder ob sie
auch vor Gott und dem Näch-
sten verantwortet wird.

Aufgabe der christlichen Kirche
ist es deshalb nicht, Kondome
unter das Volk zu bringen, son-
dern dieses Grundproblem be-
wußt zu machen. AIDS stellt
die hedonistische Sexualpraxis
der ganzen westlichen Gesell-
schaft in Frage.

10. Die Frage, ob AIDS als Strafe
Gottes zu verstehen ist, kann
und braucht nicht beantwortet
zu werden. Christliche Ethik
spekuliert nicht darüber, wann
und wie Gott straft. Weil Men-
schen von der Gnade Gottes
leben, laden Christen zum Ver-
trauen auf diese Gnade ein,
auch die AIDS-Gefährdeten
und AIDS-Kranken.
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Was ist AIDS?

AIDS steht für Acquired Im-
muno Deficiency Syndrome,
bezeichnet also ein Krank-
heitsbild, das durch eine er-
worbene Störung des Immun-
systems entsteht. Entschei-
dender, aber möglicherweise
nicht einziger Auslöser für
AIDS, ist das Retrovirus HIV
(Human Immunodeficiency
Virus). Entdeckt wurde es
kurz nacheinander 1983/84
durch Forschungsgruppen am
Institut Pasteur in Paris und
im amerikanischen Krebsfor-
schungsinstitut in Bethesda/
Maryland. Die Amerikaner
bezeichneten es als Humanes
T-Zell-Lymphotropes Virus
(HTLV-III); die Franzosen
nannten das Virus LAV (Lym-
phadenopathy assoziiertes Vi-
rus). Erst auf dem 2. Interna-
tionalen AIDS-Kongreß im
Juni 1986 in Paris einigte man
sich darauf, für die bislang ge-
bräuchliche, aber umständli-
che Bezeichnung »HTLV-III/
LAV« künftig »HIV« zu ver-
wenden.
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Mensch und Umwelt
Sieghard-Garsten Kampf

,
(\t stirbt der Wald, dann der

Mensch": Mit dieser provokanten
Aussage war vor einigen Jahren der
Artikel einer Zeitschrift überschrie-
ben. Ich denke, daß der Inhalt dieser
Überschrift bezeichnend ist für die
bisherige Einstellung vieler zum Pro-
blem der Umweltgefährdung. Erst seit
Tschernobyl wird auch den Vorgängen
Aufmerksamkeit geschenkt, die über
die Zerstörung von Pflanzen, Gewäs-
sern und Wäldern hinausgehen.

Bisher ist die Gefährdung des ein-
zelnen Menschen nicht so sehr im
Blickpunkt des Umweltschutzes
gewesen und hat deshalb in Teilen
unseres Landes zu einer mehr tech-
nokratischen Umweltpolitik geführt.
Wenn sich die Erkenntnis verbreitet,
daß der Mensch im Mittelpunkt aller
Umweltpolitik stehen sollte, dann
muß auch Schluß sein mit einer
Umweltpolitik, die sich allein mit
dem Ziehen von Bodenproben und
den Messungen von Inhaltsstoffen
von Wasser und Luft beschäftigt,
ohne daß die Wertigkeit für Ge-
sundheit oder Krankheit des Men-
schen berücksichtigt bzw. unter-
sucht wird. Was nützen die Unmen-
gen von Meßdaten einzelner mögli-
cher Schadstoffe, wenn sie nicht
konsequent im Rahmen eines um-
weltmedizinischen Konzeptes, bei
dem die Gesundheit der Bürger im
Mittelpunkt steht, erklärt werden?
Es muß auch darum gehen, Einzel-
und Gruppenuntersuchungen in der
Bevölkerung der verschiedenen

Dr. Sieghard-Garsten Kampf, MdHB, stell-
vertretender EAK-Bundesvorsitzender,
Landesvorsitzender des EAK in Hamburg

Regionen auf gezielte gesundheitli-
che Fragestellungen hin durchzu-
führen. Nur wenn jetzt bald erkannt
wird, daß Medizin und Umwelt in
besonderer Weise zusammenge-
hören, haben jene Panikmacher
keine Chance, die jeden Meßwert
einer Substanz für umweltschädi-
gend bzw. gesundheitsschädigend
halten. Zu welcher Verunsicherung
in der Bevölkerung eine solche Pa-
nikmache führen kann, hat sich vor
einigen Wochen an der politisch
motivierten Warnung vor dem Ver-
zehr von Schokoladen-Osterhasen
gezeigt. Hier mußte ein Meßwert
herhalten, der objektiv betrachtet,
in keiner Weise gesundheitsgefähr-
dend war. Dem wirksamen Schutz
von Umwelt und Gesundheit der
Menschen ist mit solchen Extre-
men, von denen man noch viele
nennen könnte, nicht gedient. Viel-
mehr ist es notwendig, bei allem
Aktionismus einen Kompromiß zwi-
schen Ökologie und Ökonomie zu
finden. Treffend hat ein Großkon-
zern in einem Werbespruch konkre-
tisiert, was das bedeuten könnte:
„Wenn wir heute nichts tun, leben
wir morgen wie gestern".

Mensch im Mittelpunkt

Wir müssen aber dabei Rahmen-
bedingungen schaffen, die sowohl
die Gesundheit von Mensch und
Umwelt, als auch ein sinnvolles
Wachstum der Wirtschaft ermögli-
chen. Bei den Umweltbelastungen
ist es notwendig,' zwischen den
Problemen der Arbeitswelt (Einwir-
kung über acht Stunden pro Tag)
und den Fragestellungen der Ge-
samt-Umwelt (24 Stunden pro Tag
Einwirkung) zu unterscheiden, weil
es hierauch um erhebliche Konzen-
trationsunterschiede geht. Wenn
dies erst einmal akzeptiert ist, sollte
ein Meldeverfahren über den be-
gründeten Verdacht eines Gesund-
heitsschadens durch Umweltbela-
stungen eingeführt werden. Es kann
wie in der Arbeitswelt bezüglich der
gesetzlichen Unfallversicherung
gestaltet werden. Hierbei können

auch die staatlichen Gewerbeärzte,
die Berufsgenossenschaften, die
Begutachtung durch Sachverstän-
dige, Sozialgerichtsverfahren und
statistische Erfassungen einbezo-
gen werden. Die folgenden Maß-
nahmen sollten in der künftigen
Umweltpolitik so bald wie möglich
ergriffen werden:
- Bildung einer bundesweit tätigen

„umweltmedizinischen Feuerwehr",
die im Bedarfsfall die regional arbei-
tenden Fachleute und Einsatztrup-
pen qualifiziert beraten und unter-
stützen soll;

- Schaffung regionaler umweltmedizi-
nischer Experten-Teams;

- Nutzung und Ausbau von Kapazitä-
ten bei den jeweils zuständigen re-
gionalen Gesundheitsämtern unter
Einbeziehung auch niedergelassener
Ärzte, d. h. also Zuweisung umwelt-
medizinischer Kompetenzen an die
Gesundheitsämter;

- Sammlung aller Untersuchungs- und
Forschungsergebnisse zu umwelt-
medizinischen Fragen, die laufend
aktualisiert und jederzeit abgerufen
werden können;

— Einrichtung von Landesinstituten für
Umweltmedizin in den einzelnen
Bundesländern, die insbesondere in
den Bereich der präventiven und epi-
demiologischen umweltmedizini-
schen Forschung, Therapie, Aus-
und Fortbildung und Öffentlichkeits-
arbeittätig werden sollen.

Dies ist nur eine kleine Auswahl
eines viel umfangreicheren Maß-
nahmenkataloges.

Jeder trägt Verantwortung

Wichtig ist aber auch die Förde-
rung des persönlichen Umwelt-Ver-
haltens. Was für den einzelnen Bür-
ger harmlos wirkt, kann bei millio-
nenfacher Anwendung zu einer glo-
balen Gefahr werden. Der Ausbau
von Umweltschutz-Informationen
für die Bevölkerung ist deshalb
dringend notwendig, denn ein gro-
ßer Teil der ständig zunehmenden
Problematik geht auch von den Pri-
vathaushalten aus. Beispielsweise
produziert jeder Bürger pro Jahr
etwa das Neunfache seines Körper-
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gewichtes an Müll. In der Bundesre-
publik Deutschland sammeln sich
jährlich in den Privathaushalten ca.
27 Millionen Tonnen Müll an. Dieser
Müllberg auf Güterwagen verteilt,
würde eine Strecke von Frankfurt
bis Australien ergeben. Wenn wir
also demnächst nicht in unserem
Müll „ersticken" wollen, müssen wir
neue Wege gehen, bis hin zur Kon-
zeption völlig neuer Müllbeseiti-

gungsverfahren und zur Schaffung
eines neuen verantwortungsvollen
Verhaltens.

Wir müssen heraus aus dem Ge-
strüpp einer unübersichtlichen
Meßdatenflut, müssen das Kompe-
tenzwirrwarr der verschiedenen zu-
ständigen Behörden beseitigen und
Schluß machen mit einer techno-
kratischen und bürokratischen Um-
weltpoiitik. Spätestens Tscherno-

byl hat gezeigt, daß die Gesundheit
des Menschen bei den künftigen
Umweltdiskussionen an erster
Stelle steht. Die Losung des Kir-
chentages aus dem Johannes-
Evangelium: „Seht, welch ein
Mensch" ruft uns eindringlich ins
Gewissen, welche Verantwortung
wir für Mensch und Umwelt auch in
der Politik zu tragen haben.

Aus unserer Arbeit

Forderung nach verantwortlichem
Umgang mit der Sexualität

Gießen. Aids auf Glanzpapier, auf dem
Bildschirm, auf der Kinoleinwand, in eilig
herausgegebenen Broschüren und
Faltblättern bietet ein anderes Bild als
irrr direkten Kontakt mit Erkrankten:
„Bei mir befinden Sie sich im Wartezim-
mer des Todes." Ein junger Mensch,
der voller Bitterkeit den Klinikseelsorger
solcherart begrüßt - andere Patienten,
so aufgezehrt von Verzweiflung, daß sie
absolut unansprechbar werden: Nicht
aliein, daß sich unser gesamtes Ge-
sundheitswesen mit der noch immer
und wohl noch auf lange Zeit unheilba-
ren Seuche einer bisher nie dagewese-
nen Herausforderung gegenübersieht.
Auch die seelsorgerische Begleitung
der Kranken wirft völlig neue Probleme
auf. Der Gießener Klinikseelsorger Pfar-
rer Dr. Werner Stroh, selbst in dieser
Arbeit tätig, ist überzeugt, daß über
kurz oder lang die Kirchenleitung der
neuen Lage Rechnung tragen und zu-
sätzliche, entprechend qualifizierte
Seelorger entsenden muß. Bei einem
Gesprächsabend des Evangelischen
Arbeitskreises (EAK) der CDU/CSU im
„Martinshof" unter Leitung des Kreis-
vorsitzenden Klaus Frömmelt standen
weniger medizinische und seuchenhy-
gienische Fakten im Vordergrung als
vielmehr der „Umgang mit Aids". Über-

einstimmend vertraten dabei die Ge-
sprächspartner die Forderung nach ei-
ner verantwortungsvollen Sexualität.

Nach einleitenden Statements artiku-
lierte sich aus dem Kreis der Teilnehmer
unüberhörar Unbehagen an der bisheri-
gen Aufklärungsstrategie. Tenor: Ethi-
sche Fragen und moralische Wertvor-
stellungen hinsichtlich des Sexualver-
haltens blieben dabei weitgehend aus-
gespart. Dies konstatierte auch Walter
Corell, der namens des Kreisverban-
des der CDU Grüße überbrachte. Eine
prominente Gießener Medizinprofesso-
rin mit erschütternden Erfahrungen
meinte: Nicht „mit einer Schicht Latex"
lasse sich das Problem bewältigen, und
„Jeder Partner weniger ist eine Chance
mehr, nicht an Aids zu erkranken".

Auf diesen Aspekt angesprochen,
zeigte sich Dr. Stroh davon überzeugt,
daß die Treue von Mensch zu Mensch
eine „neue Qualität" bekommen wird.
Dr. Bela Szalay, der im Gießener Ge-
sundheitsamt das Arbeitsgebiet Aids
betreut und der über die angebotenen
Hilfen referierte - von den anonymen
Tests bis zu Aufklärungsmaßnahmen -
räumte ein: „Der sicherste Weg, Aids zu
entgehen, ist die feste Beziehung von
zwei Nichtinfizierten". Als ein „Menete-
kel"-eine Warnung, ähnlich der Schrift,
die an Belsazars Wand erschien — sieht
auch Dr. Zickgraf persönlich die Seu-
che. Nach der Darstellung der Position
der Gesundheitsminister der Länder

sagte der Leiter der Gesundheitsabtei-
lung im hessischen Sozialministerium,
Aids verpflichte zu der Überlegung, ob
in der zurückliegenden Zeit mit der
Sexualität richtig umgegangen worden
sei. Allerdings sei dies eine Frage an
jeden einzelnen; der Staat könne der
Gesellschaft keine moralischen Nor-
men vorgeben - eine Auffassung wie-
derum, die von einem der Diskussions-
teilnehmer nicht unbedingt akzeptiert
wurde: Der Staat setze doch bei jedem ^
Gesetz und jeder Verordnung Normen. J)

EAK-Kreisvorsitzender Frömmelt hatte
einleitend zu bedenken gegeben, daß
Politik nicht nur aus der Schaffung von
Paragraphen und dem Umgang mit ih-
nen besteht, sondern daß der Maßstab
für politisches Handeln die Frage sein
müsse, wieviel Eigenverantwortlichkeit
und Mündigkeit man den Mitbürgern
zutraue. Evangelischen Christen müßte
auch klar sein, daß Krankheit nicht als
Strafe Gottes mißverstanden werden
dürfte. „Von hier aus kann der Blick
dafür frei werden, den Wert der Verant-
wortung für das eigene Leben und das
Wohl anderer Menschen zu sehen".
Nicht Abschreckung durch Strafandro-
hung noch Zwangstests noch namentli-
che Meldepflicht könnten der entschei-
dende Ansatz für den Umgang mit Aids
sein. Es werde um die Werterkenntnis
des einzelnen, persönliche Entschei-
dung und eigene Motivation gehen.
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